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21 Rechts verordnung 


über Anderung des Aktienrechts, Kapitalherabſetzung in erleichterter Form und einmalige 
Bilanzierungserleichterungen. 
Vom 2. 2. 1932. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 16 und 30 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Anderung des Aktienrechts 
8 1 
Die 8$ 226, 227 und 261 des Handelsgeſetzbuchs ſind in folgender Faſſung anzuwenden: 
§ 226 

(1) Die Aktiengeſellſchaft darf eigene Aktien oder Interimsſcheine erwerben, wenn es zur 
Abwendung eines ſchweren Schadens von der Geſellſchaft notwendig iſt; der Geſamtnennbetrag 
der erwerbenden Aktien darf zehn vom Hundert des Grundkapitals nicht überſteigen. Im übrigen 
darf die Aktiengeſellſchaft eigene Interimsſcheine nicht, eigene Aktien nur erwerben, wenn auf ſie 
der Nennbetrag oder, falls der Ausgabebetrag höher iſt, dieſer voll geleiſtet it und wenn 

1. die Geſellſchaft damit eine Einkaufskommiſſion ausführt oder 

2. der Geſamtnennbetrag der zu erwerbenden Aktien zuſammen mit anderen eigenen Aktien, 
die der Geſellſchaft bereits gehören, zehn vom Hundert des Grundkapitals nicht über- 
ſteigt und die Aktien zur Einziehung erworben werden; als hierzu erworben gelten die 
Aktien nur, wenn ſie binnen ſechs Monaten nach Erwerb eingezogen werden. 

(2) Die Wirkſamkeit des Erwerbs eigener Aktien wird durch einen Verſtoß gegen die Vor⸗ 
ſchriften des Abſ. 1 nicht berührt, es ſei denn, daß auf ſie der Nennbetrag oder, falls der 
Ausgabebetrag höher iſt, dieſer noch nicht voll geleiſtet iſt. 

(3) Dem Erwerb eigener Aktien und eigener Interimsſcheine ſteht es gleich, wenn eigene 
Aktien oder eigene Interimsſcheine zum Pfand genommen werden oder wenn Aktien der Geſell⸗ 
ſchaft von einem anderen für Rechnung der Geſellſchaft oder unter Übernahme einer Kurs⸗ 
garantie durch die Geſellſchaft erworben werden. 

(4) Steht eine Handelsgeſellſchaft oder bergrechtliche Gewerkſchaft auf Grund von Be— 
teiligungen oder in ſonſtiger Weiſe unmittelbar oder mittelbar unter dem beherrſchenden Ein- 
fluß einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien (abhängige Geſellſchaft), ſo 
darf ſie Aktien oder Interimsſcheine der herrſchenden Geſellſchaft nur nach Maßgabe der für den 
Erwerb eigener Aktien vorgeſehenen Beſtimmungen der Abſ. 1 bis 3 erwerben oder als Pfand 
nehmen. Sie darf ferner Aktien der herrſchenden Geſellſchaft nicht zeichnen; die Wirkſamkeit einer 
ſolchen Zeichnung wird durch einen Verſtoß gegen dieſe Vorſchrift nicht berührt. 

(5) Das Stimmrecht und der Anſpruch auf den Reingewinn aus eigenen Aktien, die der Ge- 
ſellſchaft oder einem anderen für ihre Rechnung gehören, ruhen. 


8 227 
(1) Aktien können zwangsweiſe oder nach Erwerb durch die Geſellſchaft eingezogen werden. 
Die Zwangseinziehung iſt nur zuläſſig, wenn ſie in dem urſprünglichen Geſellſchaftsvertrag oder 
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durch eine vor der Übernahme oder Zeichnung der Aktien bewirkte Anderung des Geſellſchafts— 
vertrags angeordnet oder geſtattet war. 
(2) Bei der Einziehung ſind die Vorſchriften über die Herabſetzung des Grundkapitals zu be 
folgen. Dies gilt nicht, wenn 
1. die Aktien der Geſellſchaft unentgeltlich zur Verfügung geſtellt oder 
2. zu Laſten des nach der jährlichen Bilanz verfügbaren Gewinns oder eines Reſervefonds 
eingezogen werden oder 
3. die Geſellſchaft die einzuziehenden Aktien innerhalb der letzten ſechs Monate vor der 
Einziehung erworben hat und der Geſamtnennbetrag zehn vom Hundert des Grund— 
kapitals nicht überſteigt. 5 

(3) In den Fällen des Abſ. 2 Nr. 1 bis 3 erfolgt die Einziehung auf Grund eines Be— 
ſchluſſes der Generalverſammlung, ſoweit es ſich nicht um eine durch den Geſellſchaftsvertrag 
angeordnete Zwangseinziehung handelt. Der Beſchluß bedarf der einfachen Stimmenmehrheit; 
der Geſellſchaftsvertrag kann für die Beſchlußfaſſung noch andere Erforderniſſe aufſtellen. Der 
Beſchluß kann nur gefaßt werden, wenn der Gegenſtand gemäß 8 256 Abſ. 2 ausdrücklich ange— 
kündigt worden iſt. Durch die Einziehung ermäßigt ſich das Grundkapital um den Geſamtnenn— 
betrag der eingezogenen Aktien. Der Vorſtand hat den Beſchluß ſowie die erfolgte Ermäßigung 
zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumelden.— 

(4) Im Falle des Abſ. 2 Nr. 3 iſt den Gläubigern, deren Forderungen vor der Bekannt— 
machung der Eintragung des Beſchluſſes in das Handelsregiſter begründet ſind, wenn ſie ſich 
innerhalb von drei Monaten nach der Bekanntmachung der Eintragung zu dieſem Zwecke melden, . 
Sicherheit zu leiſten, ſoweit ſie nicht Befriedigung verlangen können. 


(5) Unter die Paſſiven der Jahresbilanz iſt als Reſervefonds einzuſtellen 
1. in den Fällen des Abſ. 2 Nr. 1 und 2 ein dem Nennbetrag der eingezogenen Aktien 
gleichkommender Betrag. 
2. Im Falle des Abſ. 2 Nr. 3 der Betrag eines aus der Einziehung erzielten buchmäßigen 
Gewinns. 
Der Reſervefonds kann ganz oder teilweiſe nur unter Einhaltung der Vorſchrift des $ 289 
aufgelöſt werden. 
8 261 


Für den Anſatz der einzelnen Poſten der Jahresbilanz gelten folgende Vorſchriften: 

1. Anlagen und andere Vermögensgegenſtände, die dauernd zum Geſchäftsbetriebe der 
Geſellſchaft beſtimmt ſind, dürfen ohne Rückſicht auf einen geringeren Wert zu den An- 
ſchaffungs- oder Herſtellungskoſten angeſetzt werden, wenn der Anteil an dem etwaigen 
Wertverluſt, der ſich bei ſeiner Verteilung auf die mutmaßliche Geſamtdauer der Ver— 
wendung oder Nutzung für den einzelnen Bilanzabſchnitt ergibt, in Abzug oder in der 
Form von Wertberichtigungskonten in Anſatz gebracht wird. Bei der Berechnung der 
Herſtellungskoſten dürfen im angemeſſenen Umfang Abſchreibungen berückſichtigt und an— 
gemeſſene Anteile an den Betriebs- und Verwaltungskoſten eingerechnet werden, die auf 
den Zeitraum der Herſtellung entfallen; Vertriebskoſten gelten hierbei nicht als Be— 
ſtandteile der Betriebs- und Verwaltungskoſten. 

Wertpapiere, die dauernd zum Geſchäftsbetriebe der Geſellſchaft beſtimmt ſind, 
dürfen ohne Rückſicht auf einen geringeren Wert zu den Anſchaffungskoſten angeſetzt 
werden, ſoweit nicht die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung Abſchreibungen auf 
die Anſchaffungskoſten erforderlich machen. 

2. Wertpapiere und andere Vermögensgegenſtände, die nicht dauernd zum Geſchäftsbetriebe 
der Geſellſchaft beſtimmt ſind, ſowie Waren und eigene Aktien der Geſellſchaft dürfen 
höchſtens zu den Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten angeſetzt werden. Bei der Be— 
rechnung der Herſtellungskoſten findet die Vorſchrift der Nr. 1 Abſ. 1 Satz 2 An⸗ 
wendung. 

Sind die Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten höher als der Börſen- oder Markt⸗ 
preis am Bilanzſtichtage, ſo iſt höchſtens dieſer Börſen- oder Marktpreis anzuſetzen. 

Überfteigen die Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten, falls ein Börſen- oder Markt— 
preis nicht feſtzuſtellen iſt, den Wert, der den Gegenſtänden am Bilanzſtichtage beizu— 
legen iſt, ſo iſt höchſtens dieſer Wert anzuſetzen. 

3. Die Koſten der Gründung und der Kapitalerhöhung dürfen nicht als Aktiven eingeſetzt 
werden. - 


107 

4. Für den Geſchäfts- oder Firmenwert darf ein Poſten unter die Aktiven nicht eingeſetzt 
werden. Überſteigt jedoch die für die Übernahme eines Unternehmens bewirkte Gegen⸗ 
leiſtung die Werte der einzelnen Vermögensgegenſtände des Unternehmens im Zeitpunkt 
der Übernahme, jo darf der Unterſchied geſondert unter die Aktiven aufgenommen werden. 
Der eingeſetzte Aktivpoſten iſt durch angemeſſene jährliche Abſchreibungen zu tilgen. 

5. Anleihen der Geſellſchaft ſind mit ihrem Rückzahlungsbetrag unter die Paſſiven aufzu— 
nehmen. Iſt der Rückzahlungsbetrag höher als der Ausgabepreis, jo darf der Unter- 
ſchied geſondert unter die Aktiven aufgenommen werden. Der eingeſetzte Aktivpoſten iſt 
durch jährliche Abſchreibungen zu tilgen, die auf die geſamte Laufzeit der Anleihe 
verteilt werden dürfen. 

6. Der Betrag des Grundkapitals iſt unter die Paſſiven zum Nennbetrag einzuſetzen. 


8 2 

Der Senat iſt befugt, in einzelnen Fällen in Abweichung der Beſtimmungen der $$ 226 und 227 
des Handelsgeſetzbuchs zu geſtatten, daß Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien 
auch einen höheren Vomhundertſatz als zehn vom Hundert ihres Aktienkapitals zum Zwecke der 
Einziehung erwerben, vorausgeſetzt, daß dieſe Einziehung innerhalb ſechs Monaten ſeit Inkrafttreten 
dieſer Verordnung durchgeführt iſt. 

§ 3 

(1) Die im $ 226 Abſ. 1 Nr. 2 vorgeſehene Friſt von ſechs Monaten beginnt früheſtens mit 
dem Inkrafttreten dieſer Verordnung. 

(2) Aktien, die die Geſellſchaft bei Inkrafttreten dieſer Verordnung beſitzt, können noch bis zum 
Ablauf von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung nach Maßgabe des $ 227 Abſ. 3 
Nr. 3 eingezogen werden. 

Artikel II 
Kapitalherabſetzung in erleichterter Form 
8 1 

(1) Um das Grundkapital einer Aktiengeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft auf Aktien an den 
insbeſondere aus Anlaß der Wirtſchaftsentwickelung veränderten Vermögensſtand anzupaſſen, kann eine 
Kapitalherabſetzung in erleichterter Form nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften vorgenommen 
werden. 

(2) Die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form kann nur bis zum 31. Dezember 1932 be— 
ſchloſſen werden. 

82 
(1) Das Grundkapital kann in erleichterter Form herabgeſetzt werden: 
1. durch Einziehung von Aktien, 
2. durch Herabſetzung des Nennbetrags der Aktien, 
3. durch Zuſammenlegung von Aktien. 

(2) Soweit Aktien, die von dem Aktionär als Gründer oder Zeichner für Rechnung der Geſell— 
ſchaft übernommen worden ſind (Vorratsaktien), ſowie eigene Aktien, die der Geſellſchaft oder einem 
anderen für ihre Rechnung gehören, vorhanden ſind, kann die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form 
zunächſt nur im Wege der Einziehung dieſer Aktien erfolgen; dies gilt nur, ſoweit die Geſellſchaft 
über ſolche Aktien frei verfügen kann, Gegenforderungen nicht beſtehen, die mit dem Anſpruch der 
Geſellſchaft auf Herausgabe der Aktien wirtſchaftlich zuſammenhängen, oder ſoweit nicht ein vor dem 
1. September 1931 eingeräumtes unentziehbares Bezugs- oder Umtauſchrecht der Verwendung der 
Aktien zur Einziehung entgegenſteht. 

(3) Eine Zuſammenlegung von Aktien im Wege der Kapitalherabſetzung in erleichterter Form 
iſt nur inſoweit zuläſſig, als ohne die Zuſammenlegung die Mindeſtnennbeträge für Aktien nicht inne— 
gehalten werden könnten. 

8 3 

(1) Die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form kann auch im Falle der Einziehung nur von 
der Generalverſammlung beſchloſſen werden. 

(2) Soweit die Kapitalherabſetzung durch Einziehung von Vorratsaktien oder eigenen Aktien 
erfolgt, genügt die Mehrheit des bei der Beſchlußfaſſung vertretenen Grundkapitals, wenn ſie wasch 
die Mehrheit der abgegebenen Stimmen umfaßt. 
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3) Einer geſonderten Abſtimmung nach den Vorſchriften der §S 275 Abi. 3, § 288 Abſ. 3 des 
Handelsgeſetzbuchs bedarf es in den Fällen des Abſ. 2, ſowie dann nicht, wenn nach dem 12. Juli 
1931 Aktien einer bei der Geſellſchaft bisher nicht vorhandenen Gattung gezeichnet worden ſind. 


8 4 
Bei einer Aktiengeſellſchaft hat der Vorſtand, bei einer Kommanditgeſellſchaft auf Aktien haben 
die perſönlich haftenden Geſellſchafter der Generalverſammlung, die über die Kapitalherabſetzung in 
erleichterter Form beſchließt, nähere Auskunft darüber zu erteilen, inwieweit die Anderung des Ver— 
mögensſtandes der Geſellſchaft die Kapitalherabſetzung erforderlich erſcheinen läßt. 


93 
Soweit das Grundkapital anders als durch Einziehung von Vorratsaktien oder eigenen Aktien 
herabgeſetzt wird, iſt die Kapitalherabſetzung in erleichterter Form nur zuläſſig, nachdem der über 
zehn vom Hundert des neuen Grundkapitals hinausgehende Teil des geſetzlichen Reſervefonds ſowie 
ſonſtige zur Deckung eines Verluſtes dienende Reſervefonds vorweg aufgelöſt worden ſind. 


Ss 6 

(1) Auf Grund der Kapitalherabſetzung in erleichterter Form dürfen Zahlungen an die Ak— 
tionäre unbeſchadet der nachfolgenden Vorſchriften nicht erfolgen. 

(2) Die aus der Inanſpruchnahme der Reſerven und aus der Kapitalherabſetzung gewonnenen 
Beträge dürfen nur zum Ausgleich von Wertminderungen der Vermögensgegenſtände der Geſellſchaft, 
zur Deckung von ſonſtigen Verluſten oder zur Einſtellung in den geſetzlichen Reſervefonds Verwendung 
finden. Bei der Einſtellung in den Reſervefonds iſt die im § 5 bezeichnete Höchſtgrenze einzuhalten, 
ſoweit es ſich nicht um die Einziehung von Vorratsaktien oder eigenen Aktien handelt. 


8 7 
Eine Geſellſchaft, die ihr Grundkapital in erleichterter Form herabſetzt, darf eine Gewinnaus— 
ſchüttung erſt dann vornehmen, wenn der geſetzliche Reſervefonds mindeſtens zehn vom Hundert des 
neuen Grundkapitals beträgt. Sind nach dem 12. Juli 1931 Aktien einer bei der Geſellſchaft bisher 
nicht vorhandenen Gattung gezeichnet worden, ſo bleiben ſie bei der Berechnung des neuen Grund— 
kapitals unberückſichtigt. 
g 8 De 8 8 f 
(1) Auf eine Kapitalherabſetzung in erleichterter Form finden die Vorſchriften des $ 289 Abſ. 2 
bis 4 des Handelsgeſetzbuchs keine Anwendung. 
(2) Eine Befreiung der Aktionäre von der Verpflichtung zur Leiſtung von Einlagen auf die 
Aktien tritt nicht ein. 
8 9 
Zahlt eine Geſellſchaft, die ihr Grundkapital in erleichterter Form herabgeſetzt hat, für ein Ge— 


ſchäftsjahr, das früher als zwei Jahre nach der Beſchlußfaſſung über die Kapitalherabſetzung beginnt, 


einen Gewinnanteil von mehr als ſechs vom Hundert, ſo iſt den Gläubigern, deren Forderungen bereits 
vor der Eintragung des Beſchluſſes über die Kapitalherabſetzung in das Handelsregiſter begründet 


waren, Sicherheit zu leiſten, ſoweit ſie nicht Befriedigung verlangen können, wenn ſie ſich innerhalb von 


drei Monaten nach der Bekanntmachung der Jahresbilanz, auf Grund deren die Gewinnverteilung 


beſchloſſen iſt, zu dieſem Zwecke melden. 


S8 10 
Bei Zahlungen, die die Aktionäre entgegen den Vorſchriften dieſer Verordnung empfangen haben, 
finden die Vorſchriften der SS 217, 241, 249 des Handelsgeſetzbuchs ſinngemäß Anwendung. 
a 8 11 f 
Bei Kapitalerhöhungen, die innerhalb von fünf Jahren ſeit der Beſchlußfaſſung über die Kapital— 


herabſetzung in erleichterter Form beſchloſſen werden, kann das Bezugsrecht der Aktionäre nur mit 
einer Mehrheit, die mindeſtens drei Viertel des bei der Beſchlußfaſſung vertretenen Grundkapitals 
umfaßt, ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen werden. N 
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Artikel III 
Einmalige Bilanzierungserleichterungen für Aktiengeſellſchaften 


A. Aktiengeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften auf Aktien und 
Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
8 1 

(1) In Jahresbilanzen, die für einen Stichtag in der Zeit vom 1. Juli 1931 bis 30. Juni 1932 
aufgeſtellt werden, tritt bei Wertpapieren, die nicht dauernd zum Geſchäftsbetriebe der Geſellſchaft 
beſtimmt ſind, an die Stelle des höchſtens anzuſetzenden Börſen- oder Marktpreiſes am Bilanzſtich⸗ 
tage das Mittel zwiſchen dem durchſchnittlichen Börſen- oder Marktpreis vom Juni 1931 und dem 
durchſchnittlichen Börſen- oder Marktpreis vom September 1931. It ein Börjen- oder Marktpreis 
vom September 1931 nicht feſtgeſtellt, jo tritt an die Stelle des höchſtens anzuſetzenden Börſen⸗ oder 
Marktpreiſes am Bilanzſtichtage der durchſchnittliche Börſen- oder Marktpreis vom Juni 1931 mit der 
Maßgabe, daß für Aktien ein Betrag in Höhe von zwanzig vom Hundert, für Schuldverſchreibungen 
ein Betrag in Höhe von zehn vom Hundert des Nennbetrags in Abzug zu bringen iſt. : 

(2) Die Vorſchriften des Abſ. 1 gelten nur inſoweit, als nicht bejondere Verhältniſſe des Aus⸗ 
ſtellers, die nach dem 30. Juni 1931 eingetreten oder bekanntgeworden ſind, nach den Grundſätzen ord— 
nungsmäßiger Bilanzierung eine niedrigere Bewertung erforderlich machen. 

(3) Bei Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ſtehen eigene Aktien den 
Wertpapieren gleich, die nicht dauernd zum Geſchäftsbetriebe der Geſellſchaften beſtimmt ſind. 


8 2 

(1) In Jahresbilanzen, die für einen Stichtag in der Zeit vom 1. Juli 1931 bis 30. Juni 1932 
aufgeſtellt werden, kann wenn die für Gegenſtände des Umlaufvermögens in der letzten Bilanz ein⸗ 
geſetzten Werte oder, falls die Gegenſtände im Laufe des Geſchäftsjahres angeſchafft oder hergeſtellt 
ſind, die Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten den Börſen- oder Marktpreis am Bilanzſtichtag über⸗ 
ſteigen, ein Entwertungskonto bis zur Höhe von drei Vierteln des Unterſchieds unter die Aktiven auf- 
genommen werden. An die Stelle des Börſen- oder Marktpreiſes am Bilanzſtichtage tritt, falls ein 
Börfen- oder Marktpreis nicht feſtgeſtellt iſt, der Wert, der den Gegenſtänden am Bilanzſtichtage beizu⸗ 
legen iſt, und bei Wertpapieren, die nach § 1 bilanziert werden, der danach eingeſetzte Wert. 

(2) Das Entwertungskonto darf nicht höher ſein als dreißig vom Hundert des Grundkapitals 
(Stammkapital) und der in der Bilanz ausgewieſenen, zur Deckung eines Verluſtes verfügbaren Re- 
ſerven. Die Geſellſchaft iſt verpflichtet, das Entwertungskonto ſpäteſtens innerhalb der nächſten fünf 
Geſchäftsjahre durch angemeſſene jährliche Abſchreibungen zu tilgen. Bei Aktiengeſellſchaften und Koms 
manditgeſellſchaften auf Aktien können zur Tilgung der vorhandene geſetzliche Reſervefonds ſowie die 
gemäß $ 262 des Handelsgeſetzbuchs in den Reſervefonds einzuſtellenden Beträge verwendet werden, 
ſoweit nicht eine Tilgung aus ſonſtigen in der Bilanz ausgewieſenen, zur Deckung eines Verluſtes ver— 
fügbaren Reſerven oder aus dem Reingewinn erfolgen kann. Eine Gewinnverteilung iſt unzuläſſig, 
ſolange das Entwertungskonto nicht getilgt iſt. 


(3) Bei der Ermittlung des Verluſtes gemäß § 240 Abſ. 1 des Handelsgeſetzbuchs und gemäß 


8 49 Abf. 3 des Geſetzes betreffend die Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, gilt das Entwertungs- 


konto nicht als Verluſtpoſten. 


(4) Inwieweit die zur Tilgung des Entwertungskontos verwendeten Beträge bei Ermittlung des 
ſteuerpflichtigen Einkommens zu berückſichtigen ſind, iſt in den Durchführungsbeſtimmungen zu regeln. 


B. Verſicherungsunter nehmungen 
83 a 
$ 56 des Geſetzes über die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen vom 
12. Mai 1901 (R. G. Bl. S. 139) in der Faſſung der Verordnung zur Anderung des Geſetzes über 
die Beaufſichtigung der privaten Verſicherungsunternehmungen ſowie über Bauſparkaſſen vom 8. De⸗ 
zember 1931 (G. Bl. S. 901) iſt für die Jahresbilanzen der Verſicherungsaktiengeſellſchaften, die für 


einen Stichtag in der Zeit vom 1. Juli 1931 bis 30. Juni 1932 aufgeſtellt werden, nicht anzu- 


wenden; dasſelbe gilt für Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit vom § 36 des Geſetzes, ſoweit darin 
auf $ 261 Nr. 3 bis 6 des Handelsgeſetzbuchs bisheriger Faſſung verwieſen iſt. 


(2) Für die im Abſ. 1 bezeichneten Jahresbilanzen finden die Vorſchriften des $ 261 des Handels- 
geſetzbuchs in der Faſſung des Artikel I dieſer Verordnung ſowie die SS 1 und 2 dieſes Artikels ent⸗ 


ſprechende Anwendung. Die Aufſichtsbehörde kann Näheres beſtimmen, ſoweit es durch die Beſonder— 
heit des Verſicherungsweſens geboten erſcheint. 


= 110 | 
C. Andere Unternehmungen 
8 4 
Für Unternehmungen, welche die aktienrechtlichen Vorſchriften über die We tanze in der Jahres— 


bilanz ſatzungsgemäß oder auf Grund kaufmänniſcher Übung anwenden, gelten die Vorſchriften des 
55 en 1 ſinngemäß. 


Artikel IV 
(1) Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 


8 FR (2) Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſer Verordnung erforderliche Rechtsver— 
ordnung und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann Ausnahmen von den Vor— 
ſchriften dieſer Verordnung zulaſſen und ſoweit er es zur Erreichung des Zweckes dieſer Verordnung für 
erforderlich hält, allgemeine Vorſchriften ergänzenden oder abweichenden Inhalts treffen. 


2 (3) Der Senat wird ferner ermächtigt, in Anlehnung an die Vorſchriften des Artikels II dieſer 
* Verordnung entſprechende Beſtimmungen für Geſellſchaften mit e Haftung zu erlaſſen. 


Danzig, den 2. Februar 1982. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Wiercinski-Keiſer Dumont 


22 Druckfehlerberichtigung. 


75 Im $ 5 der Rechtsverordnung zur Ergänzung und Durchführung der Rechtsverordnung über außer⸗ 
Erle rn von e e vom 19. Januar 1932 (G. Bl. S. 95), vom 5. Februar 


Danzig, den 8. Feber 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth, Danzig. 
2 a ! 
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